
Bundessozialgericht

7 RAr 125/84 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsbeklagte„
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. . 0 o . o u c c o ' . o o . o o . 0 0 ,

g e g e n
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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 7, Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 13. August 1986

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Hessischen

Landessczialgericht$ vom 13- Juni 1984 wird zurückgewiesen.

Die
Beklagte

hat der Klägerin die außergerichtlichen Kosten

des Revisionsverfahfens zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die 1952 geborene Klägerin begehrt höhere Arbeitslosenhilfe

(Alhi). Sie war Lehramtsreferendarin und erhielt nach Beendigung

ihrer Ausbildung ab 1. Mai 1981 Alhi in Höhe von 159,12 DM

wöchentlich. Hierbei legte die Beklagte einen Leistungssatz von

220,80 DM zugrunde, auf den sie einen Unterhaltsanspruch der

Klägerin gegen ihren Vater in Höhe von 61,68 DM wöchentlich an—

rechnete (Bescheid vom 15. Mai 1981 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 2. Juli 1981).

Der Vater der Klägerin ist Kriegsblinder. Er bezog im Mai 1981

außer einer Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter in Höhe

von 1.137,10 DM monatlich Leistungen nach dem Bundesversor-

gungsgesetz (BVG), und zwar eine Grundrente, Ausgleichsrente,

Ehegattenzuschlag, Berufsschadensausgleich, Kleiderverschleiß—

zulage, Schwerstbeschädigtenzulage, Pflegezulage und Führzulage.

Von der Grundrente von monatlich 729,-- DM wurden ihm lediglich

8ü,-- DM ausgezahlt. Der Restbetrag von 645,-- DM war kapitali-

siert werden. Insgesamt gelangten Leistungen nach dem BVG in Höhe

von 2.229,—- DM monatlich zur Auszahlung, so daß dem Beschädig-

ten, der für den Unterhalt seiner Ehefrau und seines minderjäh-

rigen Sohnes, die beide kein Einkommen hatten, aufkommen mußte,

monatlich insgesamt 3.366,10 DM zur Verfügung standen.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte mit Urteil vom
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24. August 1982 verurteilt, für die Zeit vom 1. Mai bis

5. August 1981 Alhi in Höhe von wöchentlich 220,80 DM zu zahlen.

Es hat die Berufung zugelassen. Dieses von der Beklagten einge—

legte Rechtsmittel hatte keinen Erfolg. Zur Begründung hat das

Landessozialgericht (LSG) in seinem Urteil vom 13. Juni 1984 im

wesentlichen folgendes ausgeführt: Im Rahmen der Bedürftigkeits-

prüfung sei das Einkommen des Arbeitslosen zu berücksichtigen

einschließlich der Leistungen, die er von einem Dritten erhalten

oder zu beanspruchen habe. Entgegen der Auffassung der Beklagten

habe jedoch die Klägerin keinen Unterhaltsanspruch gegen ihren

Vater. Die Grundrente nach dem BVG könne, soweit es sich um Be-

schädigte handele, bei der Bedürftigkeitsprüfung nicht berück-

sichtigt werden. Im Gegensatz zu den Hinterbliebenenrenten solle

sie nicht in erster Linie dazu dienen, den allgemeinen Lebens—

unterhalt des Beschädigten und seiner Familie sicherzustellen.

Vielmehr werde damit bezweckt, den Beschädigten ideell für den

Verlust seiner körperlichen Integrität zu entschädigen und

gleichzeitig diejenigen Mehraufwendungen auszugleichen, die ihm

infolge der Schädigung in allen Lebenslagen gegenüber einem ge-

sunden Menschen erwachsen. Hiernach verbleibe dem Vater der

Klägerin nach Abzug der Grundrente ein Einkommen von monatlich

3.366,10 DM, dem ein von der Beklagten errechneter Eigenbedarf

von monatlich 3.743,41 DM gegenüberstehe. Da auch keine An—

haltspunkte dafür vorlägen, daß der Vater der Klägerin über

weiteres anrechenbares Vermögen verfüge, sei er der Klägerin ge-

genüber nicht zum Unterhalt verpflichtet.

Hiergegen richtet sich die Revision der Beklagten. Sie ist der
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Auffassung, das LSG habe übersehen, daß im Bereich des familien-

rechtlichen Unterhaltsrechts, auf das 5 138 Abs 1 Nr 1 Arbeits-

förderungsgesetz (AFG) ua verweise, andere Maßstäbe anzulegen

seien als im Versorgungsrecht, auf das es das LSG unter Hinweis

auf die zu diesem Rechtsgebiet ergangene Rechtsprechung abge—

stellt habe. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

(BGH) sei davon auszugehen, daß die Grundrente nach 5 31 BVG

grundsätzlich bei der Prüfung der Unterhaltsverpflichtung des

Beschädigten mit heranzuziehen sei. Entsprechendes gelte neben

der Grundrente auch für die Schwerstbeschädigten— und die

Pflegezulage. Danach sei der konkrete Gesamtbedarf des Beschä-

digten, in dem der schädigungsbedingte Mehrbedarf enthalten sei,

seinem Gesamteinkommen, das die Grundrente enthalte, gegenüber-

zustellen. Das LSG habe als Gesamtbedarf des Vaters der Klägerin

den vom Arbeitsamt errechneten Betrag von 3.743,81 DM zugrunde

gelegt. Dieser Bedarf unterschreite das monatliche Gesamteinkom-

men, zu dem die volle Grundrente gehöre, um 267,29 DM. Diesen

Betrag, der wöchentlich mit 61,68 DM anzusetzen sei, könne der

Vater der Klägerin für ihren Unterhalt aufbringen. Die Grundrente

könne auch nicht, soweit sie kapitalisiert worden sei, als un—

terhaltsrechtlich relevantes Einkommen unberücksichtigt bleiben.

Die Beklagte beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die Klage

abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,
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die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend. Sie meint, bei

der Frage der Unterhaltsverpflichtung ihres Vaters sei zunächst

davon auszugehen, daß die in der Familie des Vaters lebende Mut—

ter und der minderjährige Bruder unterhaltsrechtlich vorrangig zu

versorgen seien. Der unterhaltsrechtliche Mindestbedarf der Mut—

ter und der Mindestbedarf des Sohnes seien zunächst zu addieren,

bevor überhaupt an einen Unterhaltsanspruch für die Klägerin zu

denken sei. Auf der anderen Seite seien vom Einkommen des Vaters

zunächst die Kleiderverschleißzulage, die Schwerstbeschädigten-

zulage, die Pflegezulage und die Führzulage abzurechnen. Ferner

sei der durch die Kriegsverletzung entstandene Sonderbedarf zu

berücksichtigen und gegebenenfalls abzusetzen. Schon danach ver-

bleibe kein Unterhaltsanspruch der Klägerin.

Im übrigen treffe die Auffassung des LSG über den Charakter der

Grundrente zu. Außerdem sei der kapitalisierte.Teil dieser Rente

nicht heranzuziehen. Der Vater der Klägerin habe zu einem Zeit-

punkt, als ein Unterhaltsanspruch der Klägerin in dem hier in

Frage kommenden Zeitraum gar nicht zu erwarten war, eine nur

allzu verständliche Entscheidung bezüglich der Grundrente ge—

troffen, indem er sie zur Schaffung eines Familienheimes verwen—

dete. Es verbiete sich geradezu, diese Entscheidung über eine

Unterhaltsberechnung rückgängig zu machen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung durch Urteil (% 12u Abs 2 Sozialgerichtsgesetz -SGG—)
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einverstanden erklärt.

II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Die Klägerin hat

für den von ihr geltend gemachten Zeitraum Anspruch auf Alhi in

Höhe des vollen Leistungssatzes von 220,80 DM.

Nach den Feststellungen des LSG war die Klägerin in der Zeit vom

1. Mai 1981 bis 5. August 1981 arbeitslos; sie stand der Ar-

beitsvermittlung zur Verfügung, hatte sich arbeitslos gemeldet

und Leistungen beantragt. Sie hatte keinen Anspruch auf Arbeits-

losengeld. In den letzten drei Jahren hatte sie nicht mindestens

180 Tage in einer die Beitragspflicht begründenden Beschäftigung

gestanden; damit war die für die Gewährung von Alg erforderliche

Anwartschaftszeit nicht erfüllt (SS 100, 10“ AFG; letzterer in

der hier maßgeblichen Fassung vor dem Inkrafttreten — 1. Januar

1984
- des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 vom 22. Dezember 1983

-

BGBl I 1532). Sie hat vor ihrem Vorbereitungsdienst als Lehr-

amtsreferendarin, der vom 1. November 1979 bis 30. April 1981

gedauert hatte, studiert. Die Tätigkeit als Referendarin war

keine die Beitragspflicht begründende Beschäftigung. Sie hat in-

nerhalb eines Jahres vor der Arbeitslosmeldung, die dem Antrag

auf Alhi vorausging, als Beamtin auf Widerruf mindestens 70 Ka-

lendertage als Lehramtsreferendarin eine Tätigkeit ausgeübt, die

gemäß % 1 Nr 1 Arbeitslosenhilfe-Verordnung idF vom 1. April
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1978 iVm & 134 Abs 3 AFG in der hier maßgeblichen Fassung vom

27. Juli 1969 einer entlohnten Beschäftigung iS des 5 134 Abs 1

Nr 4 Buchstabe b) AFG in der vorgenannten Fassung gleichstand.

Sie war auch bedürftig iS des 5 134 Abs 1 Nr 3 AFG; ihren

Lebensunterhalt konnte sie nicht auf andere Weise als durch die

Alhi bestreiten. Insbesondere erreichte ein nach % 138 AFG anzu-

rechnendes Einkommen nicht die der Klägerin nach 3 13b AFG zu-

stehende Alhi ($ 137 Abs 1 AFG). Aus dem Zusammenhang der Fest-

stellungen des LSG folgt ferner, daß die Klägerin nicht über

berücksichtigungsfähiges Vermögen verfügte, welches ihre Bedürf—

tigkeit ganz oder teilweise ausgeschlossen hätte (5 137 Abs 2

AFG).

Soweit die Beklagte die teilweise Ablehnung der Bewilligung der

Alhi darauf gestützt hat, daß auf den Alhi-Anspruch der Klägerin

ein Unterhaltsanspruch gegen ihren Vater in Höhe von 61,68 DM

wöchentlich als Einkommen anzurechnen sei, hat das LSG das der

Klage stattgebende Urteil des SG zu Recht bestätigt. Die Klägerin

hat in dem hier in Betracht kommenden Zeitraum keinen Unter-

haltsanspruch gegen ihren Vater. Sie konnte somit keine Leistung

von einem Dritten beanspruchen, die gemäß % 138 Abs 1 Nr 1 AFG

als Einkommen zu berücksichtigen war und ihre Alhi entsprechend

minderte.

Nach & 1601 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) sind Verwandte in ge-

rader Linie verpflichtet, einander Unterhalt zu gewähren. Das

setzt auf Seiten des Berechtigten Bedürftigkeit iS von 3 1603 BGB

voraus und auf Seiten des in Anspruch Genommenen Leistungsfähig—
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keit gemäß 3 1603 BGB. Diese liegt nicht vor, wenn er bei Be-

rücksichtigung seiner sonstigen Verpflichtungen außerstande ist,

ohne Gefährdung seines angemessenen Unterhalts den Unterhalt zu

gewähren. Das trifft hier im Falle des Vaters der Klägerin zu.

Bei der Bestimmung des angemessenen Unterhalts ist davon auszu-

gehen, daß hiervon der gesamte Lebensbedarf erfaßt wird (S 1610

Abs 2 BGB). Dieser richtet sich bei dem angemessenen Unterhalt

des Unterhaltspflichtigen nach dessen Lebensstellung, hier also

nach der des Vaters. Hieraus läßt sich allerdings kein konkreter

angemessener Bedarf des Verpflichteten (Selbstbehalt) herleiten.

Es fehlt insoweit an gesetzlichen Festlegungen. Das hat zur

Folge, daß der für den angemessenen Unterhalt erforderliche ge—

naue Betrag grundsätzlich unter Berücksichtigung aller Umstände

des Einzelfalles ermittelt werden muß (Urteile des Senats in SozR

1200 5 H8 Nr 8; SozR 4100 5 38 Nr 10). Das hat die Beklagte auch

getan und ist zu dem Ergebnis gelangt, daß der Bedarf des Vaters

einschließlich seiner Unterhaltsverpflichtungen gegenüber der

Mutter und dem minderjährigen Bruder der Klägerin, denen er im

Verhältnis zur Klägerin gem 5 1609 BGB vorrangig verpflichtet

ist, 3.7ü3‚81 DM beträgt. Auch das LSG hat diesen Betrag zur

Grundlage seiner Entscheidung gemacht. Es hat damit den Selbst-

behalt des Vaters der Klägerin und dessen sonstige Verpflich-

tungen gem & 1603 Abs 1 BGB in tatsächlicher Hinsicht festge-

stellt. An diese Feststellungen ist der Senat gemäß 5 163 Abs 1

SGG gebunden, da in bezug auf sie zulässige und begründete Revi-

sionsgründe nicht vorgebracht worden sind.
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Hiernach kann die Leistungsfähigkeit des Vaters der Klägerin nur

dann bejaht werden, wenn man davon ausgeht, daß außer seinen

übrigen Einkünften auch der kapitalisierte Teil der Grundrente

unterhaltsrechtlich relevantes Einkommen ist. Nur dann wäre der

angemessene Unterhalt des Vaters der Klägerin nicht iS von % 1b03

BGB gefährdet. Anderenfalls würden seine Einkünfte nicht den für

eine angemessene Lebensführung erforderlichen Bedarf decken.

Letzteres ist hier der Fall.

Allerdings kann der kapitalisierte Teil der Grundrente nicht be-

reits deshalb als Einkommen des Unterhaltspflichtigen unberück-

sichtigt bleiben, weil % 138 Abs 3 Nr 5 AFG bestimmt, daß die

Grundrenten nicht als Einkommen gelten. Diese Bestimmung kann,

wie der Senat bereits entschieden hat (SozR 4100 $ 138 Nr 10),

soweit sie nicht den
Ad%itslosen

selbst betrifft, nur die Fälle

des 3 138 Abs 1 Nr 2 AFG erfassen, dh bei der Berücksichtigung

von Einkommen des von dem Arbeitslosen nicht dauernd getrennt

lebenden Ehegatten und der Eltern eines minderjährigen unver-

heirateten Arbeitslosen. Hingegen richten sich die Unterhalts—

ansprüche volljähriger Arbeitsloser nach den Bestimmungen des

BGB, die keine dem $ 138 Abs 1 Nr 2 AFG entsprechende Regelung

treffen.

Dahingestellt bleiben kann die Frage, ob die Grundrente nach » 31

BVG bei der Ermittlung der Leistungsfähigkeit des Unterhalts—

schuldners grundsätzlich mit heranzuziehen ist (so im Gegensatz

zum LSG BBG NJW 1981, 1313 und NJW 1982, 41). Selbst wenn man

dies bejaht, kann es - jedenfalls im vorliegenden Falle - nicht
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für die kapitalisierte Grundrente gelten.

Das LSG hat nicht festgestellt, auf Grund welcher Bestimmungen

die Kapitalisierung der Grundrente des Vaters der Klägerin er-

folgt ist; in Betracht kommen die 55 72 bis 80 BVG oder die Re-

gelungen des Gesetzes zur Sicherstellung der Grundrentenabfindung

in der Kriegsopferversorgung vom 28. April 1970 - RKGes—KOV -

(BGBl I 413); dennoch ist eine Zurückverweisung an das Beru-

fungsgericht nicht erforderlich. Die Anwendung der Bestimmungen

beider Gesetze führen jeweils zu dem Ergebnis, daß die kapitali-

sierte Grundrente des Beschädigten nicht als Einkommen zu be-

rücksichtigen ist.

Nach 5 7A Abs 2 Satz 3 BVG erlischt der Anspruch auf die Bezüge,

an deren Stelle die Abfindung tritt, für die Dauer von zehn Jah-

ren mit Ablauf des Monats, der auf den Monat der Auszahlung

folgt. Dies hat zur Folge, daß der Auszahlungsanspruch für den

vorstehend genannten Zeitraum weggefallen ist, da sich infolge

der Kapitalisierung der Anspruch auf die laufende Rentenzahlung

in einen solchen auf einmalige Zahlung der Kapitalsumme umgewan—

delt hat und durch die Kapitalabfindung im voraus befriedigt

worden ist (BSGE 35, 173, 175). Damit hat der Beschädigte mög-

licherweise mit Hilfe der Kapitalabfindung eine beständige Wert—

vermehrung erzielt. Jedoch fließen ihm wegen des Erlöschens des

Auszahlungsanspruchs insoweit keine Einkünfte
zu. Schon aus die—

sem Grunde können Grundrenten, die in einen Kapitalabfindungsan-

spruch umgewandelt werden sind, nicht zur Deckung des Unter—

haltsbedarfs eines Unterhaltsbedürftigen herangezogen werden. Der
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Beschädigte ist insoweit nicht leistungsfähig is von $ 1603 Abs 1

BGB.

Wenn die Grundrente des Beschädigten nach den Bestimmungen des

RKGes—KOV kapitalisiert werden ist, liegt zwar nicht die gleiche

Rechtslage vor wie bei einer Kapitalisierung nach den Bestim-

mungen des BVG. Am Ergebnis ändert sich dadurch jedoch nichts.

Dem Beschädigten wird an Stelle der Kapitalabfindung nach den

55 72, 80 BVG nach Maßnahme des Bundeshaushaltsplanes ein Betrag

in Höhe der Kapitalabfindung durch ein Kreditinstitut (Renten-

kapitalisierung) gewährt. Grundlage hierfür ist ein öffentlich-

rechtlicher Vertrag zwischen dem Kreditinstitut und dem Berech-

tigten, wonach der Anspruch auf Zahlung von Grundrente auf das

Kreditinstitut zum Zwecke der Rentenkapitalisierung übertragen

wird (äs 1 und 2 RKGes-KOV). Im Gegensatz zu der Kapitalabfindung

nach den 55 72 ff BVG bleibt also bei der Rentenkapitalisierung

der Anspruch auf Zahlung der Grundrente bestehen. Zivilrechtlich

gesehen hat der Rentenempfänger seinen Rentenanspruch an das

Kreditinstitut abgetreten und von diesem ein Darlehen erhalten,

das er mit monatlichen Rentenleistungen tilgt und verzinst.

Die Übertragung des Rentenanspruchs auf das Kreditinstitut hat

zur Folge, daß der Beschädigte über die Grundrente insoweit nicht

verfügen kann. Dem wird unterhaltsrechtlich dadurch Rechnung ge—

tragen, daß 5 1603 Abs 1 BGB die Berü0ksichtigung sonstiger Ver-

pflichtungen bei der Beurteilung der Leistungsfähigkeit des in

Anspruch Genommenen ausdrÜCKlich vorsieht. Da es jedoch nicht

Sinn des Gesetzes sein kann, dem Unterhaltsschuldner die Mög-
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lichkeit zu geben, sich aus unverantwortlichen oder eigennützigen

Gründen zu verschulden und damit der Unterhaltspflicht zu ent-

gehen, kann sich der Unterhaltspflichtige nach der Rechtsprechung

des BGH (FamRZ 1982, 158; 198“, 358, 360) nach Treu und Glauben

nicht auf Verbindlichkeiten berufen, die er ohne verständigen

Grund eingegangen ist. Der Senat schließt sich dieser Recht—

sprechung an. Sie gilt auch für Verbindlichkeiten, die - wie das

hier der Fall ist - der Vermögensbildung dienen. Grundsätzlich

soll der Verpflichtete auf Koscen des Berechtigten kein Vermögen

bilden. Anders liegt es allerdings nach der Rechtsprechung des

BGH (FamR2 198“, 357, 360), der der Senat auch insoweit folgt,

bei der Aufnahme von Verbindlichkeiten für ein Eigenheim oder

Wohnungseigentum, das der Unterhaltsverpflichtete zur Befriedi-

gung seiner Wohnbedürfnisse errichtet oder erworben hat, wovon im

vorliegenden Falle im Hinblick auf den Zweck der Kapitalabfindung

und der Rentenkapitalisierung auszugehen ist.

Nach den Verwaltungsvorschriften (VV) zu den 5% 72 bis 80 BVG

soll es die Kapitalabfindung dem Berechtigten ermöglichen, sich

Wohnraum zur Eigennutzung durch Erwerb oder wirtschaftliche

Stärkung eigenen Grundbesitzes zu schaffen oder zu erhalten. Zu

fördern ist deshalb mit der Kapitalabfindung vornehmlich der Er-

werb oder Bau eines Eigenheimes, einer Kleinsiedlung oder einer

Eigentumswohnung, sofern die alsbaldige Benutzung durch den Be-

rechtigten gewährleistet ist. In solchen Fällen ist das Einkommen

des Unterhaltspflichtigen aus unterhaltsrechtlichen Gründen nur

insoweit einer unschädlichen Vermögensbildung zuzuordnen und da-

mit für den laufenden Unterhaltsbedarf als nicht zur Verfügung
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stehend zu behandeln, als es vom Standpunkt eines vernünftigen

Betrachters nach den gegebenen Einkommensverhältnissen angemessen

erscheint. Hiervon kann in den Fällen, in denen der auf Unterhalt

in Anspruch genommene Beschädigte - wie hier — lediglich Renten-

einkünfte hat, schon deshalb ausgegangen werden, weil die Ren-

tenkapitalisierung nur gewährt wird, wenn für eine nützliche

Verwendung des Geldes Gewähr besteht (5 2 Abs 1 RKGes—KOV iVm

5 73 Abs 1 Nr “ BVG). Darüber hinaus ist die bestimmungsgemäße

Verwendung des Kapitals, dh die Schaffung von Wohnraum zur

Eigennutzung, durch entsprechende Sicherungsmaßnahmen vorgesehen.

Diese sollen auch dazu dienen, daß eine spätere Veräußerung des

Wohnraumes lediglich aus Gewinnabsichten innerhalb einer Sperr—

frist unterbleibt (% 2 Abs 1 RKGes—KOV, % 75 BVG, VV Nrn 16 bis

20 zu 58 72 bis 80 BVG). Im Hinblick auf den Zweck der Renten-

kapitalisierung und die erheblichen Verfügungsbeschränkungen,

denen der Beschädigte sowohl hinsichtlich seiner Grundrente als

auch hinsichtlich der Verwendung des Rentenkapitals unterliegt,

ist es daher angezeigt, den Betrag der Grundrente, den der Be-

schädigte zur Ausgleichung der Rentenkapitalisierung aufbringen

muß, als berücksichtigungsfähige Verpflichtung im Sinne von

s 1603 Abs 1 BGB anzusehen. Vom Standpunkt eines vernünftigen

Betrachters aus erscheint ein solches Verhalten angemessen und

vernünftig, zumal da im vorliegenden Falle dem Beschädigten zur

Bestreitung seines Unterhalts lediglich Renteneinkünfte zur Ver-

fügung stehen. Gründe, die das Verhalten des Beschädigten als

treuwidrig erscheinen lassen, sind im vorliegenden Falle nicht

erkennbar und werden von der Beklagten auch nicht behauptet. Die

Einwände, die sie im Berufungsverfahren gegen die Nichtberück-
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sichtigung der kapitalisierten Grundrente bei der Leistungs-

fähigkeit des Beschädigten erhoben hat, greifen nach den vor-

stehenden Ausführungen nicht durch.

Die Revision der Beklagten kann nach allem keinen Erfolg haben.

Das LSG hat im Ergebnis zutreffend die Berufung der Beklagten

gegen das erstinstanzliche Urteil zurückgewiesen.

Die Kostenentscheidung beruht auf s 193 SGG.
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